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feld liegt im Bereich der Dienstleistungen. Das entspricht dem 
Charakter der hier zu regelnden Beziehungen.

Nach Art und Anlage ihrer Gestaltung sind die AB in vier 
Gruppen einzuteilen:
— AB, die ausschließlich zivilrechtliche Regelungen enthalten. 
Sie konkretisieren das ZGB, um den Besonderheiten der je­
weiligen Leistung Rechnung zu tragen (z. B. die ALB für Wä­
scherei-, Chemisch-Reinigungs- und Färbereileistungen für 
die Bürger vom 28. Mai 1976).
— AB, die sowohl für zivilrechtliche als auch für wirtschafts­
rechtliche Beziehungen gelten (z. B. die ALB für Instandhal­
tungsleistungen an Kraftfahrzeugen vom 5. Dezember 1978, 
die sowohl auf dem ZGB als auch auf dem VG beruhen).
— AB, die in anderen Rechtsvorschriften enthalten sind und 
die neben verwaltungsrechtlichen und ordnungsstrafrechtli­
chen Bestimmungen auch zivilrechtliche Festlegungen enthal­
ten (z. B. die АО über den Sparverkehr bei den Geld- und 
Kreditinstituten der DDR vom 28. Oktober 1975).
— AB, die solche zivilrechtlichen Vertragsinhalte aüsgestalten, 
die als Vertragstyp im ZGB nicht geregelt sind (z. B. Perso- 
nenbeförderungsAO Eisenbahn [PBOE] vom 5. Januar 1984).

Die in Form von Rechtsvorschriften erlassenen AB werden 
auch dann Vertragsinhalt, wenn sie von den Partnern nicht 
ausdrücklich vereinbart worden sind.

Von diesen AB sind andere rechtliche Mittel zu unterschei­
den, mit denen ebenfalls Vertragsinhalte in bestimmter Weise 
generell gestaltet werden können. So werden z. B". Vertrags­
muster (Formulare) verwendet, die dazu dienen, den Vertrags­
inhalt übersichtlich darzustellen und den Geschäftsverkehr zu 
vereinfachen. Entscheidend ist, daß die in dieser Weise formu­
lierten Rechte und Pflichten mit den im ZGB enthaltenen 
Rechten und Pflichten der Bürger grundsätzlich übereinstim­
men. Verstoßen sie gegen Zweck und Inhalt von Regelungen 
des ZGB, so hat das nach § 45 Abs. 3 ZGB ihre Nichtigkeit 
zur Folge. Im Streitfall unterliegen derartige Vertragsinhalte
— im Unterschied zu den AB — der Nachprüfung durch das 
Gericht.

W ohnungsmiete
Hier ist als wichtigste ergänzende Neuregelung die VO über 
die Lenkung des Wohnraumes — WLVO — vom 16. Oktober 
1985 (GBl. I Nr. 27 S. 301) zu nennen.4 Sie brachte eine Reihe 
neuer Einzelregelungen, die seit dem 1. Januar 1986 im Zu­
sammenhang mit der Anwendung der Bestimmungen des ZGB 
über die Wohnungsmiete zu beachten sind. Das betrifft u. a. 
Fragen der Wirksamkeit der Zuweisung für den Wohnraum, 
Informationspflichten über den Abschluß, von Untermietver­
trägen und die zeitweilige Nutzung einer Wohnung durch 
andere Bürger, besondere Regelungen zur Förderung des Woh­
nungstausches audi durch finanzielle Mittel sowie Bestim­
mungen über die Instandhaltung, Modernisierung und Gewin­
nung von Wohnraum.

In der DB vom 16. Oktober 1985 (GBl. I Nr. 27 S. 308) er­
folgte eine umfassende Regelung der Rechtsverhältnisse über 
Werkwohnungen.

Von besonderer Bedeutung ist das als Anlage 1 zur DB 
veröffentlichte Muster für einen Wohnungsmietvertrag. Es 
beruht insgesamt auf den entsprechenden Bestimmungen des 
ZGB. Dieser neue Mustervertrag ist in den nächsten Jahren 
schrittweise in die Praxis einzuführen; neue Mietverträge 
sind nur noch auf seiner Grundlage abzuschließen.

Mit der VO über die Lenkung des Gewerberaumes vom
6. Februar 1986 (GBl. I Nr. 16 S. 249) liegt schließlich noch eine 
Rechtsvorschrift vor, die auch Regelungen zur Nutzung von 
Gewerberäumen beinhaltet und damit § 131 ZGB konkreti­
siert5

Kauf
Die wichtigste Nachfolgeregelung zu den kaufrechtlichen Be­
stimmungen ist die [1.] DVO zum ZGB über Rechte und Pflich­
ten bei der Reklamation nicht qualitätsgerechter Waren vom
27. Dezember 1976 (a. a. O.).6 Im Zusammenhang mit der Ga­
rantieregelung wurde eine volle Synchronisation mit den ent­
sprechenden Regelungen des Wirtschaftsrechts vorgenommen7 8. 
Damit ist gesichert, daß die Verpflichtungen aus der Garantie

so lange bestehen bleiben, bis sie beim Endverbraucher endet, 
und daß vom Einzelhandelsbetrieb oder von der Vertrags­
werkstatt anerkannte Garantieansprüche bindende Wirkung 
gegenüber Großhandel und Herstellerbetrieben haben. Not­
wendig ist, daß die Einzelhandelsbetriebe durch Abschluß ent­
sprechender Wirtschaftsverträge mit Dienstleistungsbetrieben 
die Voraussetzungen dafür schaffen, daß die Nachbesserung 
innerhalb der gesetzlich festgelegten Fristen durchgeführt 
werden kann. •

Die Mitwirkung der Bürger (§ 135 ZGB) wird im einzelnen 
in der АО über die Kundenbeiräte im volkseigenen Einzel­
handel vom 27. Juni 1983 (GBl. I Nr. 21 S. 220) geregelt.5 Für 
die Verkaufsstellenausschüsse in den Konsumgenossenschaf­
ten gilt nach wie vor die Richtlinie über Stellung, Aufgaben, 
Rechte und Pflichten der Verkaufsstellenausschüsse und Bei­
räte der konsumgenossenschaftlichen Organisation von 1975.9 10 11

Die Verpflichtung zur Anlieferung sperriger oder schwer- 
lästiger Konsumgüter (§140 ZGB) ist konkretisiert in der 
PreisAO Nr. 1872 — Frei-Haus-Lieferung von Konsumgütern 
— vom 8. April 1960 (GBl. I 1960 Nr. 25 S. 250) und in der АО 
[Nr. 1] über Kundendienstleistungen beim Verkauf neuer Mö­
bel an Bürger vom 30. Juni 1972 (GBl. II Nr. 46 S. 53І) i. d. F. 
der АО Nr. 2 vom 12. Dezember 1974 (GBl. I 1975 Nr. 4 S. 106) 
und der АО Nr. 3 vom 10. Dezember 1980 (GBl. I 1981 Nr. 1
S. 14).10

Im Zusammenhang mit dem Kauf auf Teilzahlung (§ 141 
ZGB) ist die АО Nr. 4 über die Ausreichung von Teilzahlungs­
krediten zum Einkauf langlebiger Gebrauchsgüter vom 22. Juni 
1964 (GBl. fl Nr. 67 S. 610) sowie die VO über die Gewährung 
von Krediten zu vergünstigten Bedingungen an junge Ehe­
leute vom 24. April 1986 (GBl. I Nr. 15 S. 244) von Bedeutung.

Auswirkungen auf'die rechtliche Regelung der Garantie­
zeit für Waren, die zum alsbaldigen Verbrauch bestimmt sind 
(§ 149 Abs. 2 ZGB), hat die АО über Verbrauchsfristen für 
Lebensmittel vom 19. August 1985 (GBl. I Nr. 25 S. 290). Da­
nach sind bei der Kennzeichnung von Lebensmitteln künftig 
Fristenregelungen nur noch durch Angabe des Verbrauchsda­
tums vorzunehmen (§4). Nach Ablauf dieser Frist dürfen Le­
bensmittel nur bei entsprechender Preisminderung und Kenn­
zeichnung im Einzelhandel verkauft werden (§ 5 Abs. 1).

Im Zusammenhang mit der Zusatzgarantie (§ 150 ZGB) 
führten nach Inkrafttreten des ZGB Unklarheiten zum Beginn 
der Zusatzgarantie bei verschiedenen Herstellerbetrieben zu 
unrichtiger Abfassung der Garantieurkunden. Es wurde nicht 
immer beachtet, daß die Zusatzgarantie in den ersten sechs 
Monaten parallel zur gesetzlichen Garantiezeit läuft. Inzwi­
schen hat sich auch hierzu eine einheitliche, mit dem ZGB im 
Einklang stehende Praxis durchgesetzt.h

Beim Kauf und Verkauf gebrauchter Waren (§ 159 Abs. 2 
ZGB) sind zum einen die АО [Nr. 1] über die Allgemeinen 
Bedingungen beim An- und Verkauf gebrauchter Konsum­
güter vom 10. November 1978 (GBl. I Nr. 41 S. 449) i. d. F. der 
АО Nr. 2 vom 17. März 1981 (GBl. I Nr. 11 S. 133>, der АО Nr. 3
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